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Die Tandesſteuer auf den Berbraud) von Bier und 
gebrannten geistigen Flüſſigkeiten im Kronlande 
Steiermark. *) 

Von Dr. Moriz Caſpaar. 


Daß wir uns hier nochmals mit der obgenaunten Steuer beſchäf— 


tigen, mag dadurch entſchuldigt werden, daß die von uns in Nr. 53, 


Jahrgang 1885 dieſer Zeitſchrift ausgeſprochene Vermuthung: die Contro—⸗ 
verſe über die Steuerpflichtigkeit ſei erledigt, ſich nicht beſtätigt, die 
Frage ſelbſt vielmehr heute gerade jo unklar iſt, wie früher. Dies geht 
nicht allein aus einzelnen, in jüngſter Zeit gefällten Entſcheidungen und 


anhängigen Verhandlungen, die wir ſpäter berühren werden, hervor, den 


klarſten Beweis liefert eine Note des ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes 
an die Handelskammern (an jene von Leoben vom 15. Mai 1886, 
Z. 609), welche die Aufforderung enthält, in der Angelegenheit, welche 
zufolge der zahlreichen Beſchwerden über die Umlage, ſpeciell die Art der 
Einbringung, in den Laudtagsſeſſionen von 1884 und 1885 Gegenſtand 
eingehender Debatten war, poſitive Reformvorſchläge zu erſtatten. 

Die erwähnte Note des ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes iſt für 
uns darum von beſonderem Intereſſe, weil in derſelben bezüglich der 
Steuereinhebung ein Grundſatz aufgeſtellt wird, der gegen die früher von 
gleicher Seite geltend gemachte Auslegung (Nr. 12 von Jahre 1885) 
jedenfalls einen Fortſchritt bedeutet, wenn auch die Frage damit nicht 
entſchieden iſt. Es heißt in der Note unter den in der Angelegenheit 
aufgeſtellten Geſichtspunkten: „2. An dem Grundſatze, daß dieſe Landes⸗ 
abgabe nicht unmittelbar (direct) vom Conſumenten, ſondern mittelbar 
(alſo indirect) von demſelben durch die Kleinverſchleißer eingehoben wer- 
den ſolle, ſei feſtzuhalten.“ 

Dieſer Grundſatz kann als das Ergebniß der gegen eine directe 
Einhebung bezüglich des ſogenannten Privatconſums geltend gemachten 


) Siehe Nr. 12, 13, 14, ferner Nr. 53 Jahrg. 1885 dieſer Zeitſchrift. 


gewichtigen Bedenken angeſehen werden. Die Steuerpflichtigkeit wird nicht 


erörtert. 

Der in genannter Frage gefaßte Landtagsbeſchluß vom 15. Decem- 
ber 1885 lautet: „Der Landesausſchuß wird beauftragt, die Art der 
Einhebung der Landesumlage auf Bier und gebrannte geiſtige Flüſſig— 
keiten in Berückſichtigung aller Umſtände nochmals in eingehendſte Bera⸗ 
thung zu nehmen und dem nächſten Landtage darüber beſtimmte Anträge 
zu ſtellen.“ 

Die vom Landesausſchuſſe in dieſer Angelegenheit aufgeſtellten drei 
Geſichtspunkte ſind: 

1. Von einer Aufhebung der Umktage iſt abzuſehen. 

2. Wie oben. 

3. Es iſt zu erwägen, inwieweit die Kundmachungen vom 
24. November 1880 und vom 8. Jänner 1882, den erhobenen Be— 
ſchwerden Rechnung tragend, „im Intereſſe der betroffenen Gewerbs— 
parteien, wie nicht minder in jenem des Landes modificirt werden können 
und ſollen.“ 

So lange das Geſetz in ſeiner bisherigen Faſſung beſtehen bleibt 
und man an dem Grundſatze feſthält, daß der Conſument der Steuer- 
pflichtige ſei, den man nur aus praktiſchen Gründen nicht zur Steuer— 
leiſtung heranziehen könne, werden die Verſuche, aus den beſtehenden 
Schwierigkeiten einen Answeg zu finden, wahrſcheinlich vergebliche ſein. 
Die Wirthe klagen darüber, daß ſie die Steuer nicht auf den Con— 
ſumenten abwaälzen können, daher eine Steuer entrichten müſſen, die fie 
eigentlich nicht treffen ſolle, den Haudel und die Producenten will man 
gleichfalls nicht belaſten (Verordnung vom Jahre 1882), die Conſumenten 
können nach der Anſchauung des Landesausſchuſſes nicht zur Steuer— 
zahlung herangezogen werden, ſolche Gegenſätze find ſchwer auszugleichen. 

Wir kommen daher wieder auf unſere ſeinerzeitigen Ausführungen 
zurück, daß das Geſetz durch den Ausdruck „Verbrauch“ eine neue Steuer 
ſchaffen wollte, für welche wir bisher kein erſchöpfendes Beiſpiel finden. 
Speciell was die Bierſteuer betrifft, die wir hier vor Allem berückſich⸗ 
tigen, hat der ſteiermärkiſche Landtag eine bisher in der Praxis 
nicht geübte und in der Literatur als ungeeignet bezeichnete 
Beſteuerungsform gewählt. 

„Tas allgemeine Princip der Bierbeſteuerung iſt die Productions⸗ 
ſteuer“ citirt Schall in Schönberg's Handbuch II aus Stein und dieſer 
ſagt auch ſchon in ſeiner zweiten Auflage der Finanzwiſſenſchaft bezüglich 
der Productionsbeſteuerung des Bieres: „Jede weitere Beſteuerung 
des Bieres beim wirklichen Ausſchenken darf daher nur als 
eine Form der Gewerbeſteuer für den Schanfwirth und nicht 
mehr nach den Grundſätzen der Verbrauchsſteuer betrachtet 
werden.“ 

In Steiermark wirkt die Bierftener als Ertragsſteuer vom Brutto- 
Schankgewinne. Sie wäre in ihrer Bemeſſung allerdings das Ideal einer 
Gewerbeſtener, da ſie ſich der Ausdehnung des Gewerbes völlig an⸗ 
ſchließt, kann aber doch der Art ihrer Einhebung nach nicht unter die 
Gewerbeſteuer eingereiht werden. Von der Productenftener (welche die 


Verordnung vom Jahre 1882 ausdrücklich ausſchließt) hielt außer au⸗ 
deren formellen Gründen jedenfalls der Umſtand ab, daß man bei der 
Ausfuhr von Bier über die Landesgrenze die Steuer reſtituiren müßte, 
was nur durch Vorlage der Bücher, Frachtdocumente u. ſ. f. von Seite 
der Brauereien möglich wäre, audererſeits wieder die Bierausfuhr nicht 
treffen kann, die ja an der „Laudesgrenze“ ſelbſt mit heimiſchem exportirten 
Bier betrieben werden könnte. Man begnügt ſich daher, die Steuer beim 
Ausſchanke einzuheben, trifft damit allerdings bis Heute nur den gewerbs⸗ 
mäßigen Verſchleißer, nicht den Conſumeuten, möchte aber außerdem doch 
noch in Conſequenz des Wortes „Verbrauch“ auch den Privatconſumenten 
treffen, deſſen Keller zu überwachen man wieder nicht berechtigt iſt. 
Dazu iſt die Steuer noch verpachtet und gibt daher auch die Steuer⸗ 
einhebung Veranlaſſung zu verſchiedenen Geſetzesauslegungen und daraus 
folgenden Beſchwerden. 

Der A. hat in der Stadt X. ein Handelsgeſchäft, in dem Dorfe 
N., das zwei Wegſtunden entfernt iſt, eine Filiale. Er verſteuert feine im 
Haudel gaugbaren Spirituoſen in X. und ſendet ſie nach Y.; doch dies 
Dorf liegt wieder in einem anderen Steuerverpachtungsbezirke, deſſen 
Pachter gleichfalls feinen Auſpruch auf die Landesſteuer erhebt. 

Der Brauer B. ſoll von dem Bier, das er als Haustrunk ſeinen 
Arbeitern verabreicht, die Landesſteuer bezahlen, weil das Bier „ver⸗ 
braucht“ wird. 

Die k. k. Bezirkshauptmanuſchaften wären gewiß in der Lage, 
dieſe Ausſührungen durch ein reiches Beiſpielmateriale zu ergänzen, 
und es wäre ſehr wünſchenswerth, wenn die Differenzen, zu welchen 
das Geſetz Veraulaſſung gibt, in vollem Umfange bekannt würden. Es 
wäre dann eher zu erwarten, daß eine thatſächliche Abhilfe geſchaffen 
würde. 

Wir bedauern es auch im Intereſſe des Publikums, daß jener 
Erlaß der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Leoben, den wir in Nr. 53 
d. J. 1885 hier erörterten und der in erfreulicher Weiſe Klarheit in 
die beſtehende Unſicherheit, welche durch das verſchiedene Vorgehen ein⸗ 
zelner Steuerpächter hervorgerufen war, brachte, von der k. k. Statt⸗ 
halterei aus Competenzgründen behoben wurde. Die Abgabepflichtigkeit 
einzelner Perſonen oder Vereine ſolle „fallweiſe unter Berückſichtigung 
der ſpeciellen Verhältniſſe des betreffenden Falles im Smjtanzenzuge 
entſchieden werden“. 

Wir halten noch immer daran feſt, daß die politiſche Behörde 
im Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe berechtigt ſein muß, Grund 
ſätze für die Handhabung des Geſetzes aufzuſtellen; jedenfalls wäre die 
k. k. Statthalterei hiezu competent, und wäre es zweckmäßig geweſen, 
wenn dieſelbe die Gelegenheit benützt hätte, die gewünſchte Klarheit in der 
Frage zu ſchaffen. 

Wir halten es für keine glückliche Löſung, jedenfalls aber für ein 
Unicum in der Steuertechnik, daß die Steuerpflichtigkeit im Inſtanzen⸗ 
zuge feſtgeſtellt werden ſoll. 

Die k. k. Statthalterei in Graz wird gewiß dieſe Eutſcheidung 
nach Erwägung aller Umſtände gefallt haben; das Publikum wird aber 
zu dem Schluſſe kommen, daß es zweckmäßig wäre, das Geſetz, bezw. 
die Verordnungen entſprechend zu modificiren, auf daß die Abgabe— 
pffichtigfeit von vorneherein klargeſtellt ſei und nicht erſt im Inſtanzen⸗ 
zuge ermittelt werden muß. 

Hoffen wir, daß die nächſte Landtagsſeſſion die gewünſchte und 
erhoffte Löſung der Schwierigkeiten bringt; leicht iſt dieſelbe nicht, weil 
wir es gerade in der Landesbierſteuer mit einer neuen Steuerart zu 
thun haben, welche ſo, wie ſie beabſichtigt iſt, heute nirgends beſteht, 
die aber auch ihrer Natur nach eine zweckmäßige Einhebung erſchwert. 


Mittheilungen aus der Praxis. 
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Amtliches Einſchreiten einer Gemeindebehörde gegenüber einem 


Vereine (Feuerwehrvereine) in Angelegenheiten der inneren Orga: 
niſation des Vereines. 

Die angerufene politiſche Behörde iſt in einem ſolchen Falle ver⸗ 

pflichtet, darüber zu entſcheiden, ob durch eine derartige Verfü: 


gung eines Gemeindevorſtandes beſtehende Geſetze verletzt oder 


fehlerhaft angewendet wurden 


In A. beſteht ein im Jahre 1880 gegründeter freiwilliger Feuer⸗ 


wehrverein, nach deſſen Statuten der Gemeinde ein Aufſichtsrecht über 
die Feuerwehr in der Ausübung des dieſer 


übertragenen Feuerwehrdienſtes eingeräumt iſt. Zwiſchen der Vereinsleitung 
und der Genmeindevertretung ſchienen Reibereien zu beſtehen, welche auf 
deren verſchiedene politiſche Parteiſtellung zurückzuführen geweſen ſein dürfte. 

Anläßlich einer am 2. Februar 1885 ftattgehabten Wahl des 
Vereinsausſchuſſes überreichten mehrere geweſene Mitgljeder des Vereines 
dem Gemeindeamte in A. eine Beſchwerde gegen den Feuerwehrausſchuß, 
reſp. wegen des angeblich uncorrecten Wahlvorganges, mit dem Petit, der 
Gemeindeausſchuß wolle den Vereinsausſchuß verhalten, eine General- 
verſammlung behufs Wahl eines neuen Vereinsausſchuſſes einzuberufen. 

In Folge dieſer Beſchwerde nahm die Gemeindevorſtehung die 
Gelegenheit wahr, das Feuerwehrcommando in Erledigung einer Eingabe 
desſelben vom 11. Februar 1885, worin dem Gemeindeamte angezeigt 
worden war, daß die Namensliſte der Vereinsmitglieder erſt vorgelegt 
werden könne, bis ſämmtliche Mitglieder den verſchiedenen Abtheilungen 
zugetheilt find, mit Zuſchrift vom 11. März 1885, 3. 260, zu beauf⸗ 
tragen, „ſofort im Wege des Gemeindeamtes eine Aufforderung, dem 
Vereine beizutreten, zu erlaſſen und ſodann binnen 14 Tagen eine 
Generalverſammlung behufs Wahl eines neuen Vereinsausſchuſſes einzu⸗ 
berufen, widrigens der Gemeindeausſchuß gezwungen wäre, der Feuer⸗ 
wehr den Löſchdienſt und alle Requiſiten zu entziehen.“ 

In Folge deſſen überreichte der Fenerwehrhauptmann eine Vor⸗ 
ſtellung bei der Bezirkshauptmannſchaft in A., in welcher gegen das 
Vorgehen der Gemeindevorſtehung, welches als ein ungeſetzlicher Eingriff 
in die innere Organiſation des Vereines bezeichnet wird, ganz abgeſehen 
davon, daß die Gemeindevorſtehung gar nicht berechtigt war, in der 
Sache ohne Genehmigung des Gemeindeausſchuſſes vorzugehen, proteſtirt 
wurde. Das Petit war unter ausdrücklicher Berufung auf das ſtaatliche 
Aufſichtsrecht über die Gemeinden auf Behebung der ungeſetzlich erachteten 
gemeindeämtlichen Verfügung gerichtet. 

Die Gemeindevorſtehung in A., welcher dieſe Beſchwerde zur 
Berichterſtattung übermittelt worden war, rechtfertigte mit Bericht vom 
15. April 1885, 8. 265, ihren unterm 11. Marz 1885, 3. 260, an 
den Verein erlaſſenen Auftrag mit angeblicher Unordnung, welche im 
Schoße des Vereins herrſche und mit den angeblichen Unregelmäßigkeiten, 
welche bei der letzten Ausſchußwahl ſtatthatten. Die Berechtigung zu dem 
Auftrage deducirte die Gemeindevorſtehung aus den 8$ 27 und 28 der 
Gemeindeordnung im Zuſammenhange mit den Vereinsſtatuten. Fühle ſich 
die Feuerwehr durch die gemeindeämtliche Verfügung gekränkt, ſo habe 
ſie dagegen nach § 91 der Gemeindeordnung an den Landesausſchuß 
zu recurriren. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in A. erklärte ſich mit ihrem, ſowohl 
an den Feuerwehrverein, als auch an die Gemeindevorſtehung gerichteten 
Decrete vom 25. April 1885, 3. 3639, außer Lage, dem Anſinnen 
der Feuerwehr um eine entſprechende Correctur des gemeindeämtlichen 
Vorgehens nachzukommen mit der Motivirung, „daß die Grenzen des 
ſtaatlich⸗adminiſtrativen Wirkungskreiſes gegenüber dem Vereinsleben nur 
auf die ſtaatspolizeilichen Ausſchreitungen der SS 20 und 24 des 
Vereinsgeſetzes beſchräukt ſind, als welche man die hier in Frage ſtehenden 
Wahlvorgänge nicht anſehen könne.“ In der bezirkshauptmannſchaftlichen 
Entſcheidung hieß es weiter: „Möge man aber das durch die Ueber⸗ 
tragung der Feuerwehr an den Verein geſchaffene Verhältniß auf eine 
Action in feuerpolizeilichen Angelegenheiten ($ 28 G. O.) oder auf 
ein privatrechtliches Uebereinkommen (88 971 und 1002 a. b. G. B.) 
zurückführen, ſo wäre in beiden Fällen die Bezirkshauptmannſchaft 
incompetent. Bei der erſteren Annahme erſchiene der Landesausſchuß, 
nach der letzteren Annahme das Gericht competent.“ Endlich bemerkte 
die Bezirkshauptmannſchaft in ihrem Decrete „zur Klärung der Sachlage“, 
daß die Aufnahme der Mitglieder nach 8 3 der Vereinsſtatuten dem 
Feuerwehrausſchuſſe und in weiterer Linie der Generalverſammlung, die 
Wahl der Functionäre aber nach § 5 der Statuten endgiltig der Feuer— 
wehrmannſchaft zuftehe und daß der Wirkungskreis der Gemeinde auf den 
Dienſt und die fonftigen Beziehungen des Vereines vom Gemeindeaus— 
ſchuſſe zu handhaben ſei und jeder diesfällige Schritt auf einem ſpeeiellen 
Beſchluſſe des letzteren baſirt ſein müſſe. 

Dem gegen dieſe Eutſcheidung eingebrachten Recurſe des Feuer⸗ 
wehrvereines hat die k. k. Landesregierung mit der Entſcheidung vom 
19. Mai 1885, Z. 4750, keine Folge gegeben mit der Motivirung: 
„daß eine inſtanzmäßige Entſcheidung der politiſchen Behörden im Gegen⸗ 
ſtande weder durch das Vereinsgeſetz vonn 15. November 1867, 


für den Gemeindebereich R. G. Bl. Nr. 134, noch durch das krainiſche Landesgeſetz vom 


15. September 1881, L. G. Bl. Nr. 14,*) gerechtfertigt wäre. Der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft hat die Landesregierung bemerkt, „daß es ihr ſelbſt⸗ 
verſtändlich unbenommen bleibe, für den Fall, als ſie in dem Vorgehen 
der Gemeindevorſtehung gegenüber dem recurrirenden Vereine eine Unge⸗ 
ſetzlichkeit erblicken ſollte, nach den einſchlägigen Beſtimmungen des 
VIII. Hauptſtückes der Gemeindeordnung das Amt zu handeln. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über den vom Feuer⸗ 
wehrvereine in A. eingebrachten Miniſterialrecurs am 1. Februar 1886, 
8. 20.337 v. J. 1885, nachſtehend entſchieden: 

„Das k. k. Miniſterium des Innern findet über den Recurs des 
freiwilligen Feuerwehrvereines die angefochtenen Entſcheidungen der 
Bezirkshauptmannſchaft in A. vom 25. April 1885, Z. 3639, und der 
k. k. Landesregierung vom 19. Mai 1885, Z. 4750, zu beheben und 
die inſtanzmäßige Amtshandlung über die obige Beſchwerde des Vereines 
auf Grund des § 96 der Gemeindeordnung anzuordnen, da es ſich im 
vorliegenden Falle, in welchem der beſchwerenden Verfügung ein Gemeinde⸗ 
ausſchußbeſchluß nicht zu Grunde liegt, eben darum handelt, der bezogenen 
geſetzlichen Beſtimmung gemäß zu erkennen, ob durch dieſe Verfügung 
des Gemeindevorſtandes in A. beſtehende Geſetze verletzt oder fehlerhaft 
angewendet wurden, weshalb die inſtanzmäßige Entſcheidung über die 
Beſchwerde des genannten Vereines von der politiſchen Behörde nicht 
abgelehnt werden kann. 

Die Competenz der Gemeinde in fenuerpolizeilichen Angelegenheiten 
auf Grund der Gemeindeordnung und des krainiſchen Landesgeſetzes vom 
15. September 1881, L. G. Bl. Nr. 14, beziehungsweiſe nach Maß⸗ 


gabe der Statuten des freiwilligen Feuerwehrvereines ſteht der Ausübung 


des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes keineswegs entgegen.“ bb 


Notizen. 


Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht an sämmtliche Profeſſoren⸗Colle⸗ 
gien der rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultäten vom 7. Auguſt 1886. 

Es iſt meine Abſicht, mit einer Reviſion der ſeit dem Jahre 1855 in 
Geltung ſtehenden juriſtiſchen Studienordnung vorzugehen. Wenngleich die weſent— 
lichen Grundgedanken dieſer Studienordnung ſich bewährt haben, und mit Be— 
friedigung zu conſtatiren iſt, daß gerade in neuerer Zeit von hervorragenden 
Fachmännern des Auslandes der in Oeſterreich beſtehenden Einrichtung der 
juriſtiſchen Studien vor den anderwärts geltenden der Vorzug zuerkannt wurde, 
jo läßt ſich doch andererſeits nicht verkennen, daß in vielen Beziehungen eine 
Reform wünſchenswerth und geboten iſt. 

Ein Schritt in dieſer Richtung iſt durch die Miniſterialverordnung vom 
1. Auguſt 1885, 3. 13.996, geſchehen, welche jedoch nur einige, vorzugsweiſe die 
beiden erſten Jahrgänge des juriſtiſchen Studiums betreffende Punkte einer Rege⸗ 
lung unterzog, in Anſehung deren eine Abhilfe beſonders dringlich erſchien, 

Ich wünſche nun, daß in dieſer Richtung weitergegangen werde, und daß 
auch die übrigen Beſtimmungen der juriſtiſchen Studienordnung, inſofern ſie 
einer Aenderung bedürfen, einer ſolchen unterzogen werden. 

Seitens mehrerer Profeſſoren-Collegien ſind zwar wiederholt in den letzten 
Jahren motivirte Anträge auf Abänderung einzelner Beſtimmungen der Studienord⸗ 
nung geſtellt worden; gegenwärtig würde es ſich jedoch darum handeln, dieſe Fragen 
im Zuſammenhange zu erörtern und in Erwägung zu ziehen, welche Aende⸗ 
rungen der Studienordnung innerhalb des Rahmens derſelben mit Ruückſicht auf 
die gemachten Erfahrungen und die fortſchreitende Entwicklung der Wiſſenſchaft 
erforderlich ſind. 

Ich erſuche daher das Profeſſoren-Collegium, eine ſolche Reviſion der 
juriſtiſchen Studien⸗ und Prüfungsordnung einer eingehenden Berathung zu 


unterziehen und mir ſohin die weiteren entſprechend zu motivirenden Antrage 


zu erſtatten. 

Ohne übrigens in dieſer Richtung dem Ermeſſen des Profeſſoren-Collegiums 
irgend welche beengende Schranken ziehen zu wollen, bemerke ich, daß bei dieſer Bera⸗ 
thung insbeſondere die nachfolgenden Fragen in Erwägung zu ziehen ſein werden: 

1. Sollen ſämmtliche derzeit beſtehenden Obligatfächer, und zwar im bis⸗ 
herigen Stundenausmaße und in der bisherigen Reihenfolge, beibehalten werden, 
oder welche Aenderungen find diesfalls wünſchenswerth? 


) Dieſes Landesgeſetz handelt von den Feuerwehren. Doch enthält dieſes 
Geſetz in Bezug auf die Aufficht der Gemeinde über die Feuerwehr in der Aus⸗ 
übung des Feuerwehrdienſtes keine weſentlich anderen Beſtimmungen, als ſie 
ſchon nach den Statuten des bereits vor dem Erſcheinen dieſes Geſetzes gegrün⸗ 
deten Feuerwehrvereines in A. beſtehen. Durch das Feuerwehrgeſetz wurde auch 
das Verhältniß des Vereines zur Gemeinde gegenüber früher nicht geändert. 
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2. Sollen neue Fächer als obligat eingeführt werden, eventuell in welchem 
Jahrgange und in welchem Stundenausmaße ? 

Bei dieſem Punkte wird insbeſondere die künftig dem allgemeinen und 
öſterreichiſchen Staatsrechte (Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrechte) in der Studien⸗ 
ordnung einzuräumende Stellung zu würdigen ſein. 

3. Im Anſchluſſe an die sub 1 und 2 geſtellten Fragen wird zu erwägen 
ſein, welche Aenderungen in Anſehung der Prüfungsfächer bei den Staatsprüfungen 
vorzunehmen wären. 

4. Soll die judicielle Staatsprüfung nicht etwa mit Rückſicht auf den 
Umfang des Stoffes in zwei Prüfungen getheilt werden? 

5. Welche Aenderungen ſind in Anſehung der Staatsprüfungen, abgeſehen 
von den Gegenſtänden der Prüfung, wünſchenswerth? 

6. Soll bei der Ordnung der Studien und Prüfungen darauf Rückſicht 
genommen werden, ob ein Eandidat ſich den Juſtiz- oder Adminiſtrativdienſt als 
künftigen Beruf erwählt? 

7. Welche Maßregeln wären zur Förderung eines fleißigen und regel⸗ 
mäßigen Rechtsſtudiums, insbeſondere zur Hebung der ſo ſehr geſunkenen Fre⸗ 
quenz der Collegien zu treffen? 

8. Inwiefern iſt die Zulaſſung zu den Staatsprüfungen auf Grund des 
Privatſtudiums fernerhin zu geſtatten? 

Der Vorlage der Anträge des Profeſſoren⸗Collegiums 
1. Jänner 1887 entgegen. 


ſehe ich bis 


Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht an die akademiſchen Senate 
ſämmtlicher Univerſitäten vom 31. Juli 1886. 


Schon ſeit Jahren hat ſich in berufenen Kreiſen vielfach die Befürchtung 
geltend gemacht, daß in Folge einer ungerechtfertigten Herabſetzung der an die 
Bewerber um die Erlangung der venia docendi zu ſtellenden Anforderungen das 
Inſtitut der Privatdocenten Gefahr laufe, die ihm zukommende Bedeutung ein⸗ 
zubüßen. An die Unterrichtsverwaltung trat die Frage heran, ob nicht eine 
Aenderung der beſtehenden Habilitationsvorſchriften dieſer Gefahr wirkſam zu 
ſteuern vermöchte. Der Miniſterialerlaß vom 22. Jänner 1873, Z. 15.131, for⸗ 
derte die akademiſchen Senate auf, Gutachten in dieſer Richtung zu erſtatten; die 
eingeleitete Verhandlung führte jedoch damals zu keinem Reſultate. 

Ich bin geſonnen, dieſer für den Fortſchritt der Wiſſenſchaft und das 
Gedeihen des Univerſitätsweſens überaus wichtigen Frage meine volle Aufmerk⸗ 
ſamkeit zuzuwenden. Bevor ich jedoch mit einer Regelung dieſer Frage vorgehe, 
wäre es mir erwünſcht, die Auſichten ſämmtlicher Univerfitäten zu vernehmen. 
Die im Jahre 1873 eingelaufenen Berichte liefern wohl für einzelne Punkte 
ſchätzbares Material; die ſeither gemachten Erfahrungen, wie nicht minder die 
in vielen Beziehungen erfolgte Neugeſtaltung der akademiſchen Verhältniſſe 
werden indeß gewiß neue Geſichtspunkte zur Beurtheilung der Frage bieten. Auf 
Grund der Aeußerungen einzelner Facultäten wolle mir daher der afa- 
demiſche Senat unter entſprechender Bedachtnahme auf die im Jahre 1873 
gepflogene Verhandlung ein eingehendes Gutachten darüber erſtatten, ob und in 
welchen Richtungen derſelbe die beſtehenden Habilitationsvorſchriften als reform⸗ 
bedürftig anſehe, und in welcher Weiſe die etwa anzuſtrebende Aenderung vor⸗ 
zunehmen wäre. Hiebei wird insbeſondere auch die Frage in Erwägung zu ziehen 
ſein, ob nicht etwa in Anſehung jener Fächer, welche einen demonſtrativen 
Unterricht vorausſetzen, wie dieſes bei faſt allen Fächern der medieiniſchen Facul⸗ 
tät und bei vielen der philoſophiſchen der Fall iſt — von dem Habilitanden der 
Nachweis zu verlangen wäre, daß ihm die erforderlichen Mittel zur Ertheilung 
eines entſprechenden Unterrichtes zur Verfügung ſtehen. 

Dem Berichte ſehe ich bis Ende November d. J. zuverſichtlich entgegen. 


Geletze und Verordnungen. 
1885. II. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter— 
reichiſch⸗-ungariſchen Monarchie. 


Nr. 145. Ausgeg. am 15. December. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 11. December 1885, Z. 43.522, an die Generaldirection der öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbahnen und an den Verwaltungsrath der k. k. priv. Südbahn⸗ 
Geſellſchaft, betreffend den Ausbruch der Cholera zu Conegliano in Italien. 

Nr. 146. Ausgeg. am 17. December. — Abdruck von Nr. 165 R. G. Bl. 
— Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
Oppolau nach Obernitz. 4. November. 3. 38.361. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Schleppbahn, abzweigend von der Schlachthaus⸗ 


bahn der öſterreichiſch-ungariſchen Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft zu dem Gaswerke in 
Erdberg in Wien. 24. November. Z. 37.209. 

Nr. 147. Ausgeg. am 19. December. — = 

Nr. 148. Ausgeg. am 22. December. — Verordnung des Finanzmini⸗ 
ſteriums vom 18. December 1885, womit für Jänner 1886 das Aufgeld beſtimmt 
wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu ent⸗ 
richten ift. — Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahnverbindung 
zwiſchen der Station Klein⸗Neuſiedl der Schwechat⸗Mannersdorfer Localbahn und 
der dortigen Papterfabrik. 12. October. Z. 33.846. — Conceſſion zum Baue 
und Betriebe einer Schlepphahn von der Station Göding der Kaiſer Ferdinands⸗ 
Nordbahn zur Zuckerfabrik der Brüder Redlich und Berger. 18. November. 
3. 37.469. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
doppelgeleiſige Pferdebahnlinie in Prag. 1. December. Z. 35.622. 

Nr. 149. Ausgeg. am 24. December. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 14. December 1885, Z. 34.124, an die Verwaltungen ſämmtlicher 
öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die beim Transporte explodirbarer Artikel 
erforderlichen Begleitpapiere. 

Nr. 150. Ausgeg. am 29. December. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 13. December 1885, Z. 39.141, an die Verwaltungen der öſter⸗ 
reichiſchen Eiſeubahnen, betreffend Ergreifung von Maßnahmen zur Hintanhaltung 
von Diebſtählen bei Petroleumſendungen. — Aenderung der Statuten der k. k. 
priv. Kremſierer Eiſenbahn. H. M. Z. 44.641. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 15. December 1885, Z. 39.491, an den Verwaltungsrath der öſter⸗ 
reichiſchen Nordweſtbahn als der Vorſitzenden in der Directorenconferenz der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen, betreffend die Beſtimmungen für die Beförderung 
von Gold⸗, Silber⸗ und Platinawaaren. — Kundmachung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 11. December 1885, 3. 40.673, betreffend Regulirung der 
Zeitangabe bei der Behandlung der Staats- und Privattelegramme durch die 
öſterreichiſchen Eiſenbahn⸗Telegraphenſtationen (P.- und T.⸗V.⸗Bl. Nr. 97 ex 
1885). — Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 21. December 1885 
ad Z. 20.539, an alle politiſchen Landesſtellen, betreffend die Activirung der 
ſanitären Reviſion der Eiſenbahnzüge, ſowie die Anordnung des Wagenwechſels 
in den Grenzſtationen Cormons, Pontafel und Ala aus Anlaß des wiederholten 
Vorkommens von Choleratodesfällen in Venedig. Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ 
und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. December. 

Nr. 151. Ausgeg. am 29. December. 
ſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 9. December 1885, Z. 10.846, an 
den Verwaltungsrath der priv. öſterreichiſch-ungariſchen Staatseiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft Namens ſämmtlicher Bahnverwaltungen, betreffend die Publication der 
rückfichtlich der Lagerung von Gütern gewährten Begünſtigungen. — Friſt⸗ 
erſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Loco⸗ 
motiveiſenbahn von einem Punkte der Kaiferin Eliſabeth⸗Bahn zwiſchen Penzing 
und Purkersdorf nach Hieflau. 17. November. Z. 39.048. 

Nr. 152. Ausgeg. am 31. December. Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 10. December 1885, Z. 42.265, an die k. k. General⸗Direction der öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbahnen, ſowie an die Verwaltungen der in Böhmen, Mähren 
und Schleſien gelegenen Bahnen (excluſive der Localbahnen), ferner an die Ver⸗ 
waltung der k. k. priv. Südbahn-⸗Geſellſchaft und der k. k. priv. galiziſchen Carl⸗ 
Ludwig⸗Bahn, betreffend die Einberufung einer Enquete im Intereſſe der öſter⸗ 
reichiſchen Mühleninduſtrie. — Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 
20. December 1885, Z. 43.535, betreffend die Einlöſung der Vorarlberger Bahn 
durch den Staat. Erlaß der k. k. General-Inſpection der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen vom 19. December 1885, 3. 8303, an die Verwaltungen ſämmt⸗ 
licher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Ausarbeitung von Inſtructionen 
über die Aufnahme und Beförderung von lebenden Thieren, Fleiſch ꝛc. — Friſt⸗ 
erſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für mehrere Localbahnen im 
öſtlichen Böhmen. 6. December. Z. 42.172. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 


Nr. 7. Ausgeg. am 1. September. — Circularverordnung vom 23. Auguſt 
1885, Nr. 13.192/2 795 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Nr. 8. Ausgeg. am 2. October. — Cireularverordnung vom 21. Auguſt 
1885, Nr. 12.300/2449 IV. Qualificationseingaben über auf Civilbedienſtungen 
aſpirirende ehemalige Uuterofficiere der Gendarmerie und Militär-Polizeiwache. 
Berichtigung der organiſchen Beſtimmungen für die k. k. Landwehr⸗Evidenthal⸗ 
tungen. — Circularverordnung vom 13. September 1885, Nr. 14.3 13,3062 III. 
Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. — Circularverordnung vom 
18. September 1885, Nr. 14.049 3008 III. Verlautbarung des Geſetzes vom 
24. Mai 1885, betreffend die Beſtimmungen über die Zuläſſigkeit der Anhaltung 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Erlaß der k. k. General⸗In⸗ 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


in Zwangsarbeits⸗ oder Beſſerungsanſtalten, im Verordnungsblatte für die k. k. 
Gendarmerie. 

Nr. 9. Ausgeg. am 15. October. — — 

Nr. 10. Ausgeg. am 27. October. — — — 

Nr. 11. Ausgeg. am 11. November. — Cireularverordnung vom 
17. October 1885, Nr. 16.298/3515 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchrouten⸗ 
karte. — Circularverordnung vom 31. October 1885, Praes. Nr. 1608. Ausgabe 
einer neuen Vorſchrift für das ehrenräthliche Verfahren in der k. k. Landwehr 
und Gendarmerie. 

Nr. 12. Ausgeg. am 16. December. — Circularverordnung vom 
15. November 1885, Nr. 17.978 3884 III. Berichtigung der Militär-⸗Marſch⸗ 
routenkarte. — Circularverordnung vom 21. November 1885, Nr. 18.294 1401 VI. 
Verlautbarung des Geſetzes betreffend die Verlängerung der zeitweiligen Ein- 
ſtellung der Wirkſamkeit der Geſchwornengerichte für die Gerichtshofſprengel Wien, 
Korneuburg und Wiener-Neuſtadt. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe zweiter Kategorie Alexander von 
Okoliesänyi den Titel und Charakter eines Legationsrathes erſter Kategorie 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Conſul Stephan von Burian den 
Titel und Charakter eines Generalconſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe Joſeph Ritter Weil von 
Weilen den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Concipiſten erſter Claſſe und Translator bei 
der 1 Gerichtstafel in Budapeſt Geza Marzſö zum Cabinetsconcipiſten 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penfionirten Zollamtsverwalter Joſeph Ra iz 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Poſtofficial Franz Ramutha 
in Graz den Titel und Charakter eines Poſtcontrolors verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Arthur Erdmann Kurtzhalss 
in Bangkok zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. ö 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Privatdocenten Dr. Franz 
Klein zum Kanzleidirector der Wiener Univerſität ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Anton Spillar und 


Theodor Hoffmann zu Rechnungsräthen der Finanz⸗Landesdirection in Prag 
ernannt. 


Erledigungen. 

Finanz⸗Obercommiſſärsſtelle in der achten Rangsclaſſe, eventuell eine 
Finanzcommiſſärs- oder Steuerinſpectorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe, eventnell 
eine Finanzconcipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der niederöſterreichiſchen 
Finanz⸗Landesdirection, bis 20. September. (Amtsbl. Nr. 189.) 

Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe der niederöſterreichiſchen 
Finanz⸗Landesdirection, eventuell Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten Rangs⸗ 
claffe oder Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der elften Rangseclaſſe, bis 20. September. 
(Amtsbl. Nr. 189.) 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Unser 
Handbuch 
für den 
politischen Verwaltungsdienst 
in den im 


Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
mit besonderer Berücksichtigung der diesen Ländern gemeinsamen 
Gesetze und Verordnungen 
von 
Ernst Mayrhofer, 

k. k. Ministerialrath. 

3 Bände gr. 8. Vierte, vermehrte und verbesserte Auf lage. 
Preis: 21 fl., gebunden in 4 eleganten Halbfranzbänden Preis: 24 fl. 


halten wir zur geneigten Bestellung der Herren P. T. Verwaltungs- 
beamten bestens empfohlen. 


Auf Wunsch bewilligen wir gern den Ausgleich des Kaufpreises 
in monatlichen Raten nach Uebereinkommen, 
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iezu für die P. T. Adonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 14 der Erkenntniſſe 1886. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


